
N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 12. November 1992 Öffentliche Sitzung

Beginn:
15.15 Uhr

                          Ende: 20.26 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  17.15 Uhr bis 17.40 Uhr; 19.46 bis 19.53 Uhr 

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:
Herr Kühlmorgen

2. Schriftführer/in:
Frau Bashir-Fuchs




Herr Malonn

Ratsmitglieder:
Frau Bashir-Fuchs, Herr Biallowons, Herr Breitkopf,




Herr Diekelmann, Herr Diesel, Herr Diester,

Herr Dittrich, Herr Finger, Herr Gebhardt, Herr Dr. Graner, Herr Dr. Haass, Frau Helmig, 

Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Frau Krabbenhöft, Frau Kühl, Herr Kühlmorgen, Frau Lebert, Frau Lentz,

Frau Lindner, Herr Löwner, Herr Malonn, Herr Möller, Herr Moriz, Herr Nieländer, Frau Nitschke-Frank,

Frau Pahnke, Frau Pfitzner, Herr Plath, Frau Potjans, Herr Raupach, Herr Dr. Reimers, Frau Reyer,

Herr Rogacki, Frau Schalow, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Frau Schuckenböhmer, 

Herr Schultz, Frau Siebke, Herr Silz, Herr Sonderfeld, Herr Stein, Herr Tewes, Herr Tschorn, Herr Tovar,




Herr Voigt, Herr Witt, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:
Herr Diesel, Herr Dr. Graner, Herr Kaiser, Herr Moriz,

Frau Potjans, Frau Schalow

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,




Stadtschulrat Zimmer

Es haben sich

entschuldigt:
./.

Außerdem sind anwesend: 

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Herr Thode (Hauptamt)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.

Sie teilt mit, daß sich sechs Mitglieder der Ratsversammlung entschuldigt haben und drei später kommen werden, so daß zu Beginn der Sitzung 40 und


später 43 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Einwohneranfragen 

a) Gesamtkosten der Planung und Umplanungen des                - Drs. 740 -



Ausbaus der B 502



Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Herrn Fritz Kamkalow vor:



Ich frage den Magistrat?

1. Sind Ihnen die Gesamtkosten bekannt, die durch die ursprüngliche Pla​nung des Ausbaus der B 502 und ihrer diversen Umplanungen entstanden sind?

a) Falls ja, wie hoch sind diese Kosten - unter Einbeziehung etwaiger Zuschüsse von Bund und Land - für die Kieler Bürger?

b) Falls nein, ist der Magistrat bereit, die Höhe dieser Kosten zu ermitteln und der Öffentlichkeit vorzulegen, oder verzichtet er auf diese Klärung und entscheidet bzw. plant um, ohne an die da​durch entstehenden Kosten für die Bürger zu denken?



Begründung:

Das Jahrzehnte währende Tauziehen um den Ausbau der B 502 (s. u. a. KN v. 02.10.1992) der Kieler Volksvertreter belastet nicht nur die Öffent​lichkeit unserer Stadt und der Nachbargemeinden.

Das ständige Umplanen und Nachdenken (?) der Vertreter und ihrer Helfer in dieser Angelegenheit hat vermutlich erhebliche und unnütze Kosten verursacht.



Ausgaben, die an anderer Stelle fehlen!



Die Antwort wird wie beigefügt gegeben.

Eine Zusatzfrage wird ebenfalls beantwortet. Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

3. Aktuelle Stunde

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD teilt mit, auf Antrag der F.D.P.-Rats​fraktion das Thema






"Nutzung des Nordmarksportfeldes für Open-Air-Konzerte"


zugelassen zu haben.


Mitglieder aller in der Ratsversammlung vertretenen Fraktionen stellen


unterschiedliche Auffassungen zu diesem Thema dar.


Kenntnis genommen

4. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt fest, daß die Tagesordnung


rechtzeitig zugestellt worden ist.


Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nachtrags-Tagesordnungen


sind

- mit einer Zusammenstellung vom 9. November 1992 nachgeschickt

und

- mit einer weiteren Zusammenstellung heute auf den Tisch gelegt worden. Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung:

Öffentliche Sitzung

Punkt
9.  - Genehmigung der Hauptsatzung der Landes-
- Drs. 743 -




hauptstadt Kiel




hier: Genehmigung einer Eilentscheidung




- im Magistrat vertagt -

Punkt 15. - Weiterführung der Stadtbilderei
- Drs. 745 -




- im Kulturausschuß vertagt -

Punkt 18. - Straßenumbenennung
- Drs. 758 -




hier: Stichstraße Hasseer Straße

- vom Dezernenten im Magistrat zurückgezogen -

Punkt 19. - Straßenbenennung ...
- Drs. 759 -




hier: Stichstraßen Am Blöcken ff.

- vom Dezernenten im Magistrat zurückgezogen -

Punkt 20. - Straßenbenennung
- Drs. 760 -

hier: Benennung Treppenweg am Bismarckplatz ...




- Die Antwort liegt zwischenzeitlich vor

und ist mit der Zusammenstellung nach​geschickt worden.

Die Große Anfrage kann heute noch nicht beraten werden, da die Antwort nicht rechtzeitig zuge​stellt worden ist.

Diese Punkte stehen damit heute nicht zur Beratung an.


Gemeinsame Behandlung


Im Ältestenrat bestand Einvernehmen, die Punkte


8. f) Bebauung des Pickert-Kasernen-Geländes in Gaarden
- Drs. 784 -



(Ratsfraktion DIE GRÜNEN


und


17. Pickert-Kaserne
- Drs. 768 -


gemeinsam zu behandeln, und zwar bei Punkt 8. f).

Die Dringlichkeit aller nachgereichten Anträge und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.


Weitere Änderungs- und Ergänzungsanträge oder Wortmeldungen zur Tagesord-


nung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der



Tagesordnung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

5. Betreff: B-Plan 702/821 (Nordwestlich Grüffkamp zwischen       - Drs. 757 ​



Koppelberg und Friedrichsorter Straße)


Berichterstatter:  ***

Antrag: Der Ortsbeirat Pries/Friedrichsort fordert die Ratsversammlung auf,

den B-Plan 702 aufzuheben und durch den B-Plan 821 Alternative C zu ersetzen.

Stadtbaurat   Dr. F l a g g e   (SPD) teilt mit, daß bereits im Sinne des Antrages verfahren wird; dementsprechend nimmt auch das Stadtplanungsamt in seiner Geschäftlichen Mitteilung Stellung dazu.


Kenntnis genommen

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


a) Ratstermine für 1993
                                     - Drs. 742 -




Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:




Ratstermine für 1993

Der Ältestenrat hat in seiner Sitzung am 21. Oktober 1992 folgende Ter​mine für die Sitzungen der Ratsversammlung im Jahre 1993 festgelegt:




21. Januar 1993

18. Februar 1993 18. März 1993 29. April 1993 27. Mai 1993

10. Juni 1993 26. August 1993 




30. September 1993 (Nachtragshaushalt 1993) 28. Oktober 1993




25. November 1993

16./17. Dezember 1993 (Haushaltsberatungen, ganztags, an beiden Tagen Beginn um 9.00 Uhr)

Die Sitzungen beginnen (mit Ausnahme der Haushaltsberatungen) jeweils um 15.00 Uhr und werden am nächsten Tag (Freitag, 14.00 Uhr) fortgesetzt, wenn die Tagesordnung am Donnerstag nicht "abgearbeitet" worden ist.




Kenntnis genommen

7. Antrittsrede des Oberbürgermeisters Dr. Kelling


Kenntnis genommen

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Bericht zur Situation der weiblichen                        - Drs. 748 -




Beschäftigten der Landeshauptstadt Kiel (1992)




Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung der Frauenbeauftragten - Referat für Frauen - ist in der die​ser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

b) Frauennachtfahrten - Auswertung des Kieler Modells          - Drs. 749 -




für den Zeitraum 6. Juni 1989 - 31. August 1992



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung der Frauenbeauftragten - Referat für Frauen - Amtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

c) Bericht über die Möglichkeiten der Einführung               - Drs. 753 -



einer Nahverkehrsabgabe



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Amtes für Wirtschafts- und Verkehrsförderung ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

8. Anträge der Fraktion 

a) Spielstättenalternativen für das alte                       - Drs. 777 -



Schauspielhaus



Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird beauftragt, ein Spielstättenkonzept für das Schau​spielhaus zu erarbeiten. Die Untersuchung soll alternative Spielstätten im Stadtbereich Kiels ermitteln und dabei vor allem die Aspekte:



- Standort



- Verkehrsanbindung (Erreichbarkeit)



- Planungs-, Herstellungs- und Betriebskosten



- Realisierungsmöglichkeit (auch zeitlich)



- Attraktivität (Niveau, Ambiente, Bespielbarkeit)

Ratsherr Nieländer (SPD) beantragt Überweisung in den Bau- und den Kul​turausschuß.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: - mit Mehrheit -

b) Probesperrung der Holstenbrücke für den                     - Drs. 778 -



Durchgangsverkehr



Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird beauftragt, die Holstenbrücke am Berliner Platz wäh​rend der Dauer der Bauarbeiten am Neubau des Wollworth-Gebäudes für den Durchgangsverkehr von Pkw und Lkw zu sperren.

Ratsherr Nieländer (SPD) beantragt Überweisung in den Bauausschuß. Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantag: - mit Mehrheit -

c) Nachwahl eines Mitgliedes für den Ortsbeirat Mitte          - Drs. 780 -



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:



Für das aus dem Ortsbeirat Mitte ausgeschiedene Mitglied Ulrich Zube



wird



Herr Uwe Dembeck,

Schützenwall 67, 2300 Kiel 1

in den Ortsbeirat Mitte gewählt. Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

d) Asylrecht                                                   - Drs. 782 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Wer aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen staatlichen Ver​folgungsmaßnahmen mit Gefahr für Leib und Leben oder der Beschränkung persönlicher Freiheit ausgesetzt ist, erhält in der Bundesrepublik Deutschland politisches Asyl. Dieses im Grundgesetz garantierte Recht ist unantastbar.

Das Recht auf Asyl darf nicht durch Mißbrauch ausgehöhlt und gefährdet werden. Deshalb muß ein Mißbrauch des Asylrechts mit allen rechtsstaat​lichen Mitteln verhindert werden. Die Ratsversammlung stellt fest, daß eine weitere Aufnahme von Asylbewerbern aus Ländern, in denen eine Ver​folgung nicht stattfindet, unterbunden werden muß.

Die Ratsversammlung fordert daher die an der Gesetzgebung des Bundes mitwirkende Regierung des Landes auf, sich für eine Ergänzung des Arti​kels 16 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland einzusetzen. Ziel dieser Ergänzung soll sein, Bewerbern aus Ländern, in denen es keine politische Verfolgung gibt, die Einreise in die Bundesrepublik Deutschland zu verweigern bzw. solche Bewerber unver​züglich ausweisen zu können.

Dies erfordert eine Änderung bzw. Ergänzung des Art. 16 GG, die unerläß​lich für eine gleichberechtigte Teilnahme der Bundesrepublik Deutschland an europäischen Lösungen ist, die festlegen, welcher Staat der Gemein​schaft welche Asylbewerber aufnehmen muß.

Die Ratsversammlung begrüßt deshalb, daß der Schleswig-Holsteinische Landtag ein bundesweites Signal gesetzt hat: die gemeinsame Entschlie- ßung zum Asylrecht und zur Zuwanderungsbegrenzung war überfällig.

Der Landtag hat ein Zeichen der Verantwortung und der Bereitschaft zum


Handeln gesetzt. Jetzt müssen konkrete Schritte folgen.

Die kreisfreien Städte in Schleswig-Holstein sind schon heute nicht mehr in der Lage, die Unterbringung und Versorgung der Asylbewerber sicherzu​stellen. Die Ratsversammlung hält deshalb eine Neufestsetzung der Auf​nahmequoten der Kreise und kreisfreien Städte für zwingend erforderlich.

Das Land Schleswig-Holstein wird weiter aufgefordert, die Vorfinanzie​rung der Kosten für die Asylbewerber durch die kreisfreien Städte durch Abschlagszahlungen in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen einzudämmen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

d) Resolution "Stoppt die Gewalt"                              - Drs. 806 -

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-, CDU-Ratsfraktion, der Ratsfrak-


tion DIE GRÜNEN und der F.D.P.-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung schließt sich dem in den Kieler Nachrichten vom

7. November 1992 erschienenen Aufruf "12 x nein!!! Stoppt die Gewalt!" an, der von folgenden 12 Erstunterzeichnern/-unterzeichnerinnen unter​stützt worden ist:


Frau Christel Aschmoneit-Lücke (Kreisvorsitzende der F.D.P.),


Herr Dr. Peter Bendixen (Kreisvorsitzender der CDU),


Frau Dr. Friederike Braun (Kreisvorstand der GRÜNEN)


Herr Flottillenadmiral Wolfgang Engelmann,


Herr Propst Karl-Behrnd Hasselmann,

Herr Christian Heinrich (Geschäftsführer Kieler Nachrichten),


Herr Horst Herchenröder (Vorsitzender des DGB),


Herr Oberbürgermeister Dr. Otto Kelling,

Frau Rektorin Prof. Dr. Karin Peschel (Universität Kiel),


Frau Stadtpräsidentin Silke Reyer,


Herr Rolf Selzer (Kreisvorsitzender der SPD),

Herr Dr. Fritz Süverkrüp (Präsident der IHK).

Der Aufruf hat folgenden Wortlaut:

12 x nein !!!

Stoppt die Gewalt!

Wir sagen nein und bitten alle Bürgerinnen und Bürger aus Kiel und Umge​bung um Unterstützung.

Sagen Sie nein zu Gewalt, Ausländerfeindlichkeit, Rassismus, Antisemi​tismus und Fremdenhaß.

Die Szene ist gespenstisch, bedrückend und beschämend:

-
Wieder ist eine Minderheit von Deutschen bereit, Menschen anderer

Hautfarbe, Rasse, Sprache oder anderen Glaubens zu jagen, zu quälen, zu mißhandeln und ihr Leben zu vernichten.

-
Wieder schauen Deutsche tatenlos zu, lassen die Täter gewähren und


klatschen sogar unverhohlen Beifall.

-
Wieder sind Deutsche bereit, andere Menschen zu Sündenböcken zu machen


- als Ersatz und Ventil für ihre eigenen Sorgen und Nöte.

Für diesen menschenverachtenden Wahnsinn gibt es keine Entschuldigung. Wer Menschen bedroht, sie in Angst und Schrecken versetzt, der gefährdet unsere demokratische Ordnung, verletzt Sitte, Anstand, Menschenrechte und die christlichen Grundwerte unserer Gesellschaft. Wer hier mitmacht -
als Täter oder Sympathisant - zerstört unser Ansehen in Europa und in

der Welt, vor allem aber seine eigene Würde.

"Deutschland den Deutschen" - diese Parole von alten und neuen Rechtsra​dikalen weisen wir entschieden zurück. Seit Jahrzehnten leben wir mit Menschen aller Nationen zusammen. Wir wollen auch weiterhin friedlich und in Freundschaft die Zukunft gemeinsam gestalten.

Für alle muß gelten: Die Bundesrepublik Deutschland achtet und vertei​digt mit allen Kräften die Würde aller Menschen. Alle Menschen, die sich in unserer Stadt oder in unserem Land aufhalten, müssen sich sicher füh​len können - ohne Rücksicht auf ihre Nationalität, ihre Hautfarbe, ihren Glauben und ihren ausländerrechtlichen Status.

Wir sind sicher, daß die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung es auch so sieht, aber: Wehret den Anfängen!

Unsere Demokratie steht vor einer Bewährungsprobe.

Auf die Welle der Gewalt, die unser Land erschüttert, kann es nur diese Antworten geben:

-
Das entschiedene Nein aller Demokratinnen und Demokraten gegen Auslän-


derfeindlicheit.

-
Die gesellschaftliche Ächtung der Gewalt, ihrer Drahtzieher und ihrer


Unterstützer.

-
Die kompromißlose Absage an alle demokratiefeindlichen Parteien, Grup-


pierungen und Aktivitäten.

Wir fordern Sie auf:

Helfen Sie mit, der Ausländerfeindlichkeit ein Ende zu bereiten. Jeder kann seinen Beitrag leisten: am Arbeitsplatz, in den Familien, in den Vereinen und Verbänden, in engagierter Solidarität mit angegriffenen und bedrohten Menschen.

Wir setzen uns ein für ein Netzwerk zur Hilfe und Unterstützung von Aus​länderinnen und Ausländern in der Stadt.

Kiel hat seinen Ruf als weltoffene, tolerante und ausländerfreundliche Stadt zu verteidigen.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

d) Gegen Terror und Gewalt                                     - Drs. 813 -



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Mitglieder der Ratsversammlung werden alle Aktivitäten unterstützen, die dem Abbau von Ausländerfeindlichkeit, dem Schutz der bei uns leben​den Ausländerinnen und Ausländer und insbesondere der Asylbewerber-Un​terkünfte dienen.

Erste erfreuliche Ansätze in Form von Solidaritäts-Arbeitskreisen, in denen relevante gesellschaftliche Gruppen mitarbeiten, gibt es bereits in den Stadtteilen Neumühlen-Dietrichsdorf und Mettenhof. Weitere In​itiativen sind im Entstehen.

Die Mitglieder der Ratsversammlung würden es begrüßen, wenn diese, von den jeweiligen Ortsbeiräten begonnenen Aktionen auch in anderen Ortsbei​räten Anklang finden könnten.

Die Initiative der Stadtpräsidentin, die ebenfalls in diese Richtung weist, wird daher von den Mitgliedern der Ratsversammlung ausdrücklich​unterstützt.

8. d) Asylrecht                                                   - Drs. 782 



​Zu diesem Thema liegt ein weiterer, interfraktioneller Antrag vor: Resolution "Stoppt die Gewalt"                              - Drs. 806 ​Gemäß Beschluß des Ältestenrats wird dieser Antrag zunächst beraten und abgestimmt.



Beschluß: - einstimmig -

Sodann ruft Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) den Antrag der CDU-



Ratsfraktion - Drs. 782 - auf.

Hierzu wurde außerhalb einer Zusammenstellung ein Änderungsantrag der



SPD-Ratsfraktion - Drs. 813 - auf den Tisch gelegt.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) stellt fest, daß dieser Antrag sinn​vollerweise als Alternativantrag zum CDU-Antrag aufzufassen sei.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Drucksachen 782 und 813 alternativ zur Abstimmung.

Beschluß: mit Mehrheit der abgegebenen Ja-Stimmen zugunsten des SPD-An​trages - Drs. 813 -

e) Untersuchung für ein zukünftiges ÖPNV-System                - Drs. 783 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Der Stadtbaurat als zuständiger Verkehrsplanungsdezernent wird aufge​fordert, die im Haushalt 1992 bereitgestellten Mittel für die Unter​suchung eines zukünftigen ÖPNV-Systems für Kiel und das Umland durch eine entsprechende Ausschreibung noch in diesem Jahr zu binden.

2. Sollte dieses Verfahren wider Erwarten nicht möglich sein, wird ein entsprechender Haushaltstitel im Haushalt für das Jahr 1993 geschaf​fen.

8. e) Untersuchung für ein zukünftiges ÖPNV-System                - Drs. 783 -

Ratsherr   N i e l ä n d e r   (SPD) stellt namens seiner Fraktion fol​genden Änderungsantrag:

1. Der Stadtbaurat als zuständiger Verkehrsplanungsdezernent wird aufge​fordert, die im Haushalt 1992 bereitgestellten Mittel für die Unter​suchung eines zukünftigen ÖPNV-Systems für Kiel und das Umland durch eine Ausschreibung noch in diesem Jahr zu binden.

Diese Ausschreibung soll in Zusammenarbeit und Kostenteilung mit der KVAG erfolgen und muß berücksichtigen, daß die Gesprächsbereitschaft der Nachbarkreise zu diesem Thema noch nicht ausreichend entwickelt ist. Daher muß sie sich im wesentlichen auf das Stadtgebiet Kiel und die heutige Bedienungsfläche der KVAG beziehen. Die Untersuchung soll einen Vorschlag für ein optimiertes ÖPNV-Netz liefern.



2. Die Mittel sollen bei Bedarf nach 1993 übertragen werden.



Beschluß über Ziffer 1. in der geänderten Fassung:



mit Mehrheit - bei 6 Gegenstimmen



Beschluß über Ziffer 2. in der geänderten Fassung:



mit Mehrheit - bei 6 Gegenstimmen

Abstimmung über den Antrag in der nunmehr vorliegenden, geänderten Fas​sung:



- mit Mehrheit -

f) Bebauung des Pickertkasernen-Geländes in Gaarden            - Drs. 784 -



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Magistrat und Verwaltung werden beauftragt, mit der Kieler Wohnungsbau​gesellschaft (KWG) Verhandlungen mit folgender Zielsetzung zu führen:

1. Grundlage für die weitere Planung ist der 1. Preis des durchgeführten Gutachterverfahrens.

2. In Abstimmung mit Bauverwaltung, KWG und Architekten sollen folgende Zielsetzungen in einem überarbeiteten Entwurf umgesetzt werden:

a) Der viergeschossige Mittelblock der Pickertkaserne bleibt erhal​ten;

b) Auf den alten Grundrißkonturen der Kaserne wird die Möglichkeit einer Bebauung nach § 34 BauGB geprüft;





c) Der vorhandene Baumbestand soll möglichst unangetastet bleiben;





d) Die Notwendigkeit einer Parkpalette wird überprüft.

3. Von der KWG wird erwartet, daß bis zur endgültigen Entscheidung kein Abbruch des Mittelresalites erfolgt.

8. f) Bebauung des Pickertkasernen-Geländes in Gaarden            - Drs. 784 -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) ruft hierzu, wie bei der Genehmi​gung der Tagesordnung beschlossen, den Tagesordnungspunt

17.
Pickertkaserne                                              - Drs. 768 -



auf.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) wird im Falle eines Beschlusses gem. Drs. 768 das Zustandekommen des Baurechtes sichern, stellt aber seine erheblichen Bedenken fest und distanziert sich.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) weist auf einen Antrag seiner Fraktion zu diesem Themenkomplex hin, der in der Ratsversammlung am

17. September 1992 (TOP 8.o, Drs. 628) in den Bauausschuß verwiesen



wurde. Der Antrag lautet folgendermaßen:

"Der Oberbürgermeister als untere Landesbehörde und der Magistrat werden gebeten, die Voraussetzung zu schaffen, daß unverzüglich mit dem Woh​nungsbau auf dem Gelände der Pickertkaserne begonnen werden kann."

Stadtrat Diekelmann (CDU) fordert alternative Abstimmung dieses Antrages mit Drs. 768.

Ratsfrau   P a h n k e   (DIE GRÜNEN) zieht den Antrag ihrer Fraktion



- Drs. 784 - zurück.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt zunächst den Antrag der CDU​Ratsfraktion zur Abstimmung.



Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit



Sodann wird Drs. 768 zur Abstimmung gestellt.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

g) Nachbesserung des DSD-Vertrags beim Kunststoff-             - Drs. 785 -



Recycling

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird aufgefordert, im Sinne des § 7 der Rahmenvereinbarung zum Vertrag zwischen der Landeshauptstadt Kiel und der Duales System Deutschland GmbH (Meistbegünstigungsklausel) Verhandlungen mit der DSD mit dem Ziel aufzunehmen, die in Hannover erreichte "ökologisch opti​mierte stoffliche Verwertung der in der Stadt gesammelten Kunststoffe" für Kiel vertraglich zu vereinbaren.

Ratsherr   L ö w n e r   (SPD) beantragt Überweisung in den Umweltaus​schuß.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: - mit Mehrheit -

h) Organisations- und                                          - Drs. 286 -



Wirtschaftlichkeitsuntersuchungder VVK



Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

die Ratsversammlung beauftragt den Magistrat und die entsandten Auf​sichtsratsmitglieder der Versorgung und Verkehr AG, im Aufsichtsrat und gegenüber den Vorständen dieser Unternehmen eine Organisations- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchzuführen.

Diese Untersuchung soll zur Effizienzsteigerung und Kostensenkung in



folgenden Kernbereichen beitragen:

- Beeinflussung der Kosten im gesamten administrativen Bereich (kaufmän​nische Abteilung, Personal- und Sozialwesen, Vertrieb)

- Beeinflussung der direkten Kosten im Betrieb (Energie- und Wasserver​sorgung, Verkehr) und in der Technik (Bau, Werkstätten, Verteilung),

- Ausrichtung einer neuen Organisationsstruktur auf die langfristige Ab​sicherung dieser Ziele (auch Überprüfung der jetzt bestehenden Hol​dingkonstruktion).


Weiterhin soll diese Untersuchung Antworten u. a. auf folgende Fragen


geben:

- Wie lassen sich die vorhandenen Produkte und Dienstleistungen in Zu-



kunft effizienter am Markt anbieten?

- Wo liegen Verbesserungs- und Einsparungspotentiale bei der Leistungs-



erbringung und wie können diese erschlossen werden?

- Wie kann die Führungsorganisation gestrafft werden, um die Anforderun​gen der Zukunft unter den Aspekten von Wirtschaftlichkeit und Lei​stungsfähigkeit erfüllen zu können?


- Welche organisatorischen Einheiten sind notwendig?

- Wie sollen die Aufgaben unter strukturorganisatorischen Aspekten zuge​ordnet und abgegrenzt werden?


Zurückgezogen

i) Umbesetzung im Schulausschuß                                - Drs. 798 


​Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


Zur stellvertretenden Vorsitzenden des Schulausschusses wird


Ratsfrau Christiane Pahnke (DIE GRÜNEN)


gewählt.


Der bisherige stellvertretende Vorsitzende des Schulausschusses


Ratsherr Gerd Rogacki (CDU)


bleibt ordentliches Mitglied im Schulausschuß.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

j) Nachwahl eines Mitgliedes für den Ortsbeirat                - Drs. 799 ​


Suchsdorf


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


Für das aus dem Ortsbeirat Suchsdorf ausgeschiedene Mitglied Regina


Boldt wird


Herr Dr. Hans-Ulrich Wottge,


Hiddenseer Weg 22, 2300 Kiel 1,


in den Ortsbeirat gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

k) Nachwahl eines stellvertretenden Mitgliedes                 - Drs. 802 ​


im Kulturausschuß


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:



Für das aus dem Kulturausschuß ausgeschiedene stellvertretende Mitglied



Heiner Sonderfeld



wird



Frau Waltraut Siebke,



Franckestraße 2, 2300 Kiel 1,



als stellvertretendes Mitglied in den Kulturausschuß gewählt.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

l) Weiterführung des Frauennachttaxis 1993                     - Drs. 803 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Die Ratsversammlung beauftragt die Stadtverwaltung, in der Sitzung

der Ratsversammlung am 10./11. Dezember einen Entwurf des Vertrages mit den in Frage kommenden Partner/innen zur Durchführung der Frauen​nachtfahrten ab 01.01.1993 vorzulegen.

2. Geschieht dies nicht, wird der zur Zeit bestehende Vertrag zur Durch​führung der Frauennachtfahrten ab dem 01.01.1993 fortgeführt, bis ein neuer Vertrag in Kraft tritt.

8. l) Weiterführung des Frauennachttaxis 1993                     - Drs. 803 -

Tischvorlage. Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesord​nung anerkannt.

Ratsfrau   S c h u c k e n b ö h m e r   (SPD) beantragt Einzelabstim​mung der Ziffern des Antrages.

Ratsfrau   S c h a t t k e   (CDU) beantragt Zurückstellung bis zu den Haushaltsberatungen.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: abgelehnt - mit Mehrheit ​Beschluß über Ziffer 1 des Antrages: - mit Mehrheit -



Beschluß über Ziffer 2 des Antrages: abgelehnt - mit Mehrheit -

m) Resolution gegen die Diskriminierung Behinderter            - Drs. 804 -



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:



Die Ratsversammlung unterstützt anliegende Resolution.



Beschluß:   A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

9. Betreff: Genehmigung der Hauptsatzung der                      - Drs. 743 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Die folgende Anordnung des Oberbürgermeisters nach § 70 LAbs. 2 GO





vom 30. Oktober 1992 wird genehmigt:

Die Ratsversammlung tritt den Maßgaben des Innenministers des Lan​des Schleswig-Holstein in seinem Erlaß vom 23. Oktober 1992

- IV 330 a - 160.11.2 - 02 - zur Genehmigung der von der Ratsver​sammlung am 20. Februar und 17. September 1992 beschlossenen Haupt​satzung der Landeshauptstadt Kiel bei.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

10. Betreff: Wahl eines Schiedsmannes                              - Drs. 750 -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Für die Dauer von fünf Jahren wird im Bezirk Hasseldieksdamm/Met-



tenhof (15/25) zum Schiedsmann gewählt:



Johann Paulsen, Lofotenweg 93, 2300 Kiel 1


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff: Untersuchungen zu gesunden Wohn- und Arbeits-         - Drs. 775 ​verhältnissen zum B-Plan Nr. 825


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 30.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 115.631 "Untersuchungsprogramm für Altablagerungen und Altstandorten" wird zugestimmt.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der eingerichteten Haushaltsstelle 620.655 "Mietspiegel".


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff: Beseitigung von Abfällen                              - Drs. 776 ​- Überplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 2.000.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 72.675 - An Öffentliche Unternehmen -.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 72.676 - An Private Unternehmen -.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

13. Betreff: Schulverwaltungsprogramm berufliche Schulen           - Drs. 756 ​Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: 1. Die Landeshauptstadt Kiel beteiligt sich an dem von der Ministe​rin für Bildung, Wissenschaft, Kultur und Sport des Landes Schleswig-Holstein initiierten landeseinheitlichen Schulverwal​tungsprogramm für die beruflichen Schulen.

2. Zugestimmt wird einer außerplanmäßigen Ausgabe von  84.000 DM bei der Haushaltsstelle 24.000.9352 - EDV in der





Schulverwaltung -.





Die Mehrausgabe wird gedeckt durch

a) Mehreinnahmen von                                22.000 DM bei der Haushaltsstelle 21.351.361 - vom Land






für Umbaumaßnahmen Turnhalle Probsteier Platz -

b) Mehreinnahmen von                                15.000 DM bei der Haushaltsstelle 24.000.361 - Vom Land

für Laborarbeitsplatz Graphik Berufliche






Schulen Bau und Nahrung -

c) Minderausgaben von                               20.000 DM bei der Haushaltsstelle 21.194.940 - Ersatz-






bauten Heidenberger Teich an der Schule am







Göteborgring -






d) Minderausgaben von


27.000 DM







bei der Haushaltsstelle 24.000.9355 - Lehrmittel







für den Fachunterricht -

       










Gesamt
84.000 DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe für die Ausstellung            - Drs. 744 ​"Kunstwende - Der Kieler Impuls des





Expressionismus" in der Stadtgalerie


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle 795.5912 - Stadtjubiläum 1992, Ausstellung im Kul​turviertel - in Höhe von









55.000,-- DM

Die Ausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben bei den Haushalts​stellen



346.5901 Ausstellungen, Wettbewerbe,








sonst. Veranst., Werbung in Höhe von
32.000 DM



346.643  Beiträge und Umlagen für








sonst. Versicherungen in Höhe von
13.000 DM



346.6580 Transport-, Fracht- und Lagerkosten








in Höhe von


5.000 DM



347.594  Herstellung und Ankauf von Schriften

und Bildmaterial, Veröffentlichungen








in Höhe von


5.000 DM









Gesamt somit
55.000 DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff: Weiterführung der Stadtbilderei  -                    - Drs. 745 ​



Aufhebung des Beschlusses der Ratsversammlung




vom 16.01.92


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag: a) Der Beschluß der Ratsversammlung vom 16.01.1992 - "Die Kulturde​zernentin wird gebeten, die Schließung der Stadtbilderei zum 01.01.1993 vorzubereiten" - wird aufgehoben.

b) Die Stadtbilderei wird mit folgendem Konzept ab 01.01.1993 wei​tergeführt:






1. Die Stadtbilderei bleibt eine städtische Einrichtung.






2. Die Ausgaben für







- Personal für die Ausleihe,







- Herstellung von Schriften, Veröffentlichungen,







- Unterhaltung des Bestandes,







- Bürobedarf,







- Post- und Fernsprechgebühren







werden durch eigene Einnahmen der Stadtbilderei - unterstützt

durch Sponsorengelder - wie folgt gedeckt:

- Die Einnahmen werden erhöht durch eine Anhebung der Benut​zerentgelte von 48,-- DM auf zunächst 72,-- DM pro Jahres​leihausweis und von 360,-- DM auf 500,-- DM pro Bilderring​tauschserie.

- Die Stadtbilderei kauft keine Werke von Künstlerinnen und Künstlern mehr an, sondern nimmt sie nur noch in Kommis​sion.

- Diese Werke können ausgeliehen und/oder gekauft werden. Von dem Verkaufspreis erhält die Stadtbilderei zunächst 15 % als Vermittlungsprovision.






- Die Öffnungszeiten der Stadtbilderei werden reduziert.









ab 01.01.1993                  bisher







Dienstag
14 - 19 Uhr                    14 - 19 Uhr







Mittwoch
10 - 12 Uhr u. 13 - 17 Uhr     13 - 17 Uhr

Donnerstag geschlossen                    13 - 17 Uhr Freitag
geschlossen                    10 - 12 Uhr

- Die Ausleihe wird von Studenten/Studentinnen auf Honorarba​sis durchgeführt.

- Die Stadt beteiligt sich an der Weiterführung der Stadtbil​derei wie folgt:

- Der Raum der Stadtbilderei innerhalb des Kulturviertels wird weiter auch zur Bilderausleihe genutzt.

- Der bisherige Bestand der Stadtbilderei an Kunstwerken wird den Kieler Bürgerinnen und Bürgern weiterhin zur Ausleihe zur Verfügung gestellt.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

16. Betreff: Benennung von Vorstandsmitgliedern für den            - Drs. 746 ​"Kulturladen Leuchtturm" e.V.


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag: Die Landeshauptstadt Kiel benennt folgende Personen zum Mitglied

des Vorstandes des Trägervereins des Kulturladens "Kulturladen Leuchtturm" e. V.



a)

b) Ratsherr Heinz Malonn, Immelmannstr. 4, 2300 Kiel 17

Gemäß Beschluß des Magistrats in der Sitzung am 11.11.92 ist in den Antrag einzufügen:


"a) Ratsherr Eckart Finger, Behmweg 5, 2300 Kiel 17"


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff: Pickert-Kaserne
                                    - Drs. 768 -


Bereits bei 8. f) behandelt.

18. Betreff:

Straßenumbenennung                                   - Drs. 758 -





hier: Stichstraße Hasseer Straße 73 - 81


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die bisherige Stichstraße Hasseer Straße 73 - 81 wird in "Am Moorwiesengraben"




umbenannt.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

19. Betreff: Straßenbenennungen und -umbenennungen                 - Drs. 759 



​hier: Umbenennung der Stichstraßen Am Blöcken

69 - 75 und Redderkamp 21 - 23 f sowie Benennung der sich anschließenden neuen Straßenabschnitte


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I. a) Die Stichstraße Am Blöcken 69 - 75 wird in "Prenzlauer Weg"







unbenannt.

b) Die von der bisherigen Stichstraße Am Blöcken 69 -75 abzwei​gende neue Straße erhält ebenfalls den Namen











"Prenzlauer Weg".

II. a) Die Stichstraße Redderkamp 21 - 23 f wird in "Bernauer Weg"







unbenannt.

b) Die von der bisherigen Stichstraße Redderkamp 21 - 23 f ab​zweigende neue Straße erhält ebenfalls den Namen











"Bernauer Weg".


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

20. Betreff: Straßenbenennung
                                 - Drs. 760 -





hier: Benennung des Treppenweges zwischen







Bismarckplatz und Hindenburgufer mit








"Hirschfeldtreppe"


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der bisher namenlose Treppenweg zwischen Bismarckplatz und Hinden​burgufer erhält die Straßenbezeichnung









"Hirschfeldtreppe".


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

21. Betreff: B-Plan Nr. 837 für das Baugebiet Kiel-Mitte,          - Drs. 761 ​Beselerallee/Gerhardstraße/Düppelstraße/Adolf-

straße (Aufstellungsbeschluß), Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für den B-Plan Nr. 617





fürdas Baugebiet Kiel-Mitte,

Beselerallee/Holtenauer Straße/Düppelstraße/Feldstraße sowie Aufhebung des B-Plans Nr. 28 für den gleichen Geltungs​bereich


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Der Aufstellungsbeschluß der Ratsversammlung vom 22.06.1978 für den B-Plan Nr. 617 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Beseleral​lee/Holtenauer Straße/Düppelstraße/Feldstraße wird aufgehoben.

b) Der Aufstellungsbeschluß für die Aufhebung des B-Plans Nr. 28 für das gleiche Baugebiet (siehe a) wird gefaßt.

c) Für das Baugebiet Kiel-Mitte, Beselerallee/Gerhardstraße/Düppel​straße/Adolfstraße wird die Aufstellung des B-Plans Nr. 837 be​schlossen.

Die Baugebiete sind in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff: B-Plan Nr. 368 h für das Baugebiet                    - Drs. 762 




​Kiel-Suchsdorf-Süd, südlich der Grundstücke

Rotenbek 49, 52 bis  58, Holmredder 70 und 76, Rotenbek 6 bis 12, südwestlich Holmredder, nordwestlich des Flurstücks 68 tlw., Flur E 22, nördlich der Flurstücke 15, 24, 4, 3, 2,




14 tlw., Flur E 22, östlich der Kronshagen-




Ottendorfer Au (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf-Süd, südlich der Grundstücke Ro-

tenbek 49, 52 bis 58, Holmredder 70 und 76, Rotenbek 6 bis 12, süd​westlich Holmredder, nordwestlich des Flurstückes 68 tlw.,



Flur E 22, nördlich der Flurstücke 15, 24, 4, 3, 2, 14 tlw.,

Flur E 22, östlich der Kronshagen-Ottendorfer Au (Entwurfsbeschluß) wird der Bebauungsplan Nr. 368 h entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff: B-Plan Nr. 630 für das Baugebiet Kiel-Mitte,          - Drs. 763 ​



zwischen Königsweg und Sophienblatt, südlich



Harmsstraße, nördlich Hummelwiese sowie Aufhebung



der B-Pläne Nr. 6 und 56 (Entwurfbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 6 für das Baugebiet Kiel​Mitte, Sophienblatt/Ecke Hummelwiese wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

b) Die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 56 für das Baugebiet Kiel​Mitte, Harmsstraße, Königsweg, Sachaustraße, Hummelwiese, Bahn​gelände, Sankt-Jürgen-Friedhof, Sophienblatt, wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

c) Der Bebauungsplan Nr. 630 für das Baugebiet Kiel-Mitte, zwischen Königsweg und Sophienblatt, südlich Harmsstraße, nördlich Hum​melwiese wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Ratsherr

N i e l ä n d e r   (SPD) beantragt Zurückstellung bis zur


Dezembersitzung.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: - mit Mehrheit -

24. Betreff: B-Plan Nr. 543 d für das Baugebiet zwischen           - Drs. 764 ​Bunsenstraßen und Rollbek, nördlich Bunsenstraße 4

und B-Plan Nr. 544 für das Baugebiet südlich Wellseedamm, beiderseits Verlängerung

Edisonstraße sowie B-Plan Nr. 545 für das Baugebiet zwischen Verlängerung Edisonstraße, Straße "Zum Forst", Schlüsbek und Verlängerung Bunsenstraße




in Kiel-Wellsee (Entwurfsbeschlüsse)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.
Der Entwurfsbeschluß des Bauausschusses vom 05.06.1980 für den

Bebauungsplan Nr. 543 d für das Baugebiet Kiel-Wellsee, zwi​schen Bunsenstraße und Rollbek, nördlich Bunsenstraße 4 wird aufgehoben.

II.  Folgende Bebauungspläne werden entsprechend den in der Sitzung aushängenden Plänen als Entwurf beschlossen:

II.1 B-Plan Nr. 543 d für das Baugebiet Kiel-Wellsee, zwischen Bunsenstraße und Rollbek, nördlich Grundstück Bunsenstraße 4,

II.2 B-Plan Nr. 544 für das Baugebiet Kiel-Wellsee, südlich Well​seedamm, beiderseits Verlängerung Edisonstraße,

II.3 B-Plan Nr. 545 für das Baugebiet Kiel-Wellsee, zwischen Ver​längerung Edisonstraße, straße "Zum Forst", Schlüsbek und Ver​längerung Bunsenstraße.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff: B-Plan Nr. 539 b für das Baugebiet Kiel-Wellsee,      - Drs. 765 



​zwischen Liebigstraße, Industriebahntrasse und

Wellseedamm und Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem B-Plan Nr. 538 (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.
Die während der öffentlichen Auslegung vom 12.11.1991 bis

16.12.1991 zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 539 b vorge​brachten Bedenken und Anregungen





a) der Stadtwerke Kiel AG,





b) der Unteren Landschaftspflegebehörde (ULB)





werden berücksichtigt,

c) des Bundes für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) werden teilweise berücksichtigt,

d) des Ministers für Natur, Umwelt und Landesentwicklung des Landes Schleswig-Holstein (Landesplanungsbehörde)






werden nicht berücksichtigt.

II.  Um die Auswirkungen der Planung zu mildern, sind seitens der Stadt ausgleichende Maßnahmen in Höhe von ca. 120.000,-- DM durchzuführen. Sie sollen möglichst zeitgleich mit der Reali​sierung des Bebauungsplanes durchgeführt werden.

III. Der Bebauungsplan Nr. 539 b für das Baugebiet Kiel-Wellsee, zwischen Liebigstraße, Industriebahntrasse und Wellseedamm wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem Bebauungsplan Nr. 538 (Baugebiet: Kiel-Wellsee, öst​lich der Ortslage Kronsburg, Poppenbrügger Weg, Wellseedamm, Schlüsbeker Weg) für eine Straßenlandfläche des Wellseedammes entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der Stadtwerke Kiel AG und die dort


Beschäftigten wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff: B-Plan Nr. 690 und Aufhebung des B-Planes Nr. 414     - Drs. 766 



​für das Baugebiet Kiel-Mitte, Adelheidstraße,

Ringstraße, Schützenwall, Zastrowstraße, Hermann​Weigmann-Straße, Kronshagener Weg (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.  Die Bedenken und Anregungen zum Bebauungsplan Nr. 690





a) der Stadtwerke AG werden berücksichtigt,





b) der Finanzministerin des Landes Schleswig-Holstein







werden teilweise berücksichtigt,

c) des Bundes für Umwelt und Naturschuitz Deutschland e. V. werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Mitte, Adelheidstraße, Ringstraße, Schützenwall, Zastrowstraße, Hermann-Weigmann-Straße, Kronsha​gener Weg wird der Bebauungsplan Nr. 690 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird für das genannte Baugebiet die Aufhebung des Be​bauungsplanes Nr. 414 als Satzung beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der Stadtwerke Kiel AG sowie die dort Beschäftigten wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.

Ratsherr   N i e l ä n d e r   (SPD) beantragt Zurückstellung bis zur De-


zembersitzung.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: einstimmig

27. Betreff: B-Plan Nr. 628 für das Baugebiet Kiel-Mettenhof/      - Drs. 767 ​Hasseldieksdamm, Alter Schießstand, Russeer Weg,




Hofholzallee, westliche Grenze des Flurstücks 7/86,




Gemarkung Mettenhof, Flur 1 (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I.  Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 628, der vom 12.04.1991 bis 13.05.1991 öffentlich ausgele​gen hat, von





a) Herrn Dr. Günther Braun, Voßhörn 5, 2300 Kiel 1

b) Herrn Dirk Ketelsen, Gettorfer Landstraße 31, 2307 Kaltenhof c) Frau Elly Reincke, Hofholzallee 230, 2300 Kiel 1

d) Frau Helga und Herrn Rolf Eggers, Voßhörn 5 a, 2300 Kiel 1 e) Frau Elfriede Rückert, Hofholzallee 244, 2300 Kiel 1





f) Herrn Dr. Hermann Timmen, Voßhörn 11, 2300 Kiel 1





g) der Unteren Landschaftspflegebehörde





werden berücksichtigt,

h) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 

i) Frau Inge Rückert, Knooper Weg 48, 2300 Kiel 1





werden teilweise berücksichtigt,

j) Frau Angela und Herrn Peter Wurr, Hofholzallee 274, 2300 Kiel 1

k) Frau Annelies Struckmeyer, Voßhörn 16, 2300 Kiel 1 

l) Herrn Dr. Purrucker, Faulstraße 12 - 16, 2300 Kiel 1





werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Mettenhof/Hasseldieksdamm, Alter Schieß​stand, Russeer Weg, Hofholzallee, westliche Grenze des Flur​stücks 7/86, Gemarkung Mettenhof, Flur 1, wird der Bebauungs​plan Nr. 628 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.




Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff: Gebühren für die Abwasserbeseitigung im Jahr 1993     - Drs. 769 



​hier: 10. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der anliegenden 10. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Abwasseranlagen der Landeshaupt​stadt Kiel (Gebührensatzung) vom 23. Dezember 1981 wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle        - Drs. 770 ​



700.521 - Stadtentwässerung; Betriebsgerät und




-inventar und andere Gebrauchsgegenstände


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 700.521 - Stadtentwässerung; Betriebsgerät und -inventar und andere Gebrauchsgegenstände - wird einer über​planmäßigen Ausgabe von 40.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.676 - an private Unternehmen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle        - Drs. 771 ​



58.634 - öffentliche Grün- und Parkanlagen; 



Umweltverträglichkeitsprüfung -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: Bei der Haushaltsstelle 58.634 - öffentliche Grün- und Parkanlagen;

Umweltverträglichkeitsprüfung - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 70.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben bei 610.621 - Stadt​planungsamt; Entwürfe, Öffentlichkeitsarbeit, Wettbewerbe, Gutach​ten, Vergabe von Planungsaufträgen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

31. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 772 ​700.025.951 - Entwässerungsanlagen im Stadtteil




Russee - 1. Bauabschnitt


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 700.025.951 - Entwässerungsanlagen im

Stadtteil Russee - 1. Bauabschnitt - wird einer außerplanmäßigen Ausgabe von 60.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.017.951 - Erneuerung des städtischen Kanal​netzes im Zusammenhang mit Straßenbaumaßnahmen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 773 ​700.125.951 - Entwässerungsanlagen im Stadtteil




Russee - 2. Bauabschnitt


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 700.125.951 - Entwässerungsanlagen im

Stadtteil Russee - 2. Bauabschnitt - wird einer außerplanmäßigen Ausgabe von 40.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.017.951 - Erneuerung des städtischen Kanal​netzes im Zusammenhang mit Straßenbaumaßnahmen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff: Zukunft der II. Medizinischen  Klinik und             - Drs. 747 ​



Poliklinik der CAU im Städtischen Krankenhaus Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Dem im Erlaß des Ministers für Arbeit und Soziales, Jugend, Gesund​heit und Energie vom 28.09.1992 festgelegten Umzug der II. Medizi​nischen Klinik mit 50 Betten in den Bereich der I. Medizinischen Universitätsklinik einschließlich der in diesem Erlaß festgelegten Modalitäten und Bettenveränderungen wird zugestimmt, wenn die mit dem Land Schleswig-Holstein bisher geschlossene Vereinbarung voll bestehenbleibt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff: Jahresabschluß der Hafen- und Verkehrsbetriebe        - Drs. 755 



​der Landeshauptstadt Kiel für das Wirtschaftsjahr




1991


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: a) Stellungnahme des Magistrats/Kenntnisnahme durch die Ratsver-





sammlung:





Die durch den Landesrechnungshof Schleswig-Holstein mit der Prü-

fung des Jahresabschlusses 1991 beauftragte Wirtschaftsprüferso​zietät Dr. Pröving, Meggers, Römer, Beyer, Muhliusstraße 63, 2300 Kiel 1, hat für den Jahresabschluß zum 31.12.1991 folgenden abschließenden Prüfungsvermerk erteilt:

"Die Buchführung und der Jahresabschluß entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften. Der Jahresab​schluß vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluß. Die wirtschaftlichen Verhältnisse sind durch struktur- und aufgabenrechtliche Verlu​ste gekennzeichnet."

Der Magistrat empfiehlt der Ratsversammlung, den Jahresabschluß festzustellen und den Jahresverlust im Rahmen des Wirtschaftsplans 1991 auszugleichen.

b) Der Jahresabschluß der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirt​schaftsjahr 1991 wird festgestellt:

Es betragen die Bilanzsumme                    166.223.938,83 DM die Summe der Erträge               25.945.742,04 DM die Summe der Aufwendungen          31.671.504,31 DM der Jahresverlust                    5.725.762,27 DM

c) Der Jahresverlust von 5.725.762,27 DM wird aus dem Verwaltungs​haushalt der Landeshauptstadt Kiel ausgeglichen.




d) Dem Magistrat und der Werkleitung wird Entlastung erteilt. Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

35. Kleine Anfragen 

a) Physikraum in der Grund- und Hauptschule Holtenau           - Drs. 786 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wann wird der für den Physikunterricht dringend benötigte Physikraum in der Grund- und Hauptschule Holtenau neu eingerichtet?

2. Welche Maßnahmen denkt der Magistrat zu ergreifen, damit ab sofort der Physikunterricht in der Holtenauer Schule ordnungsgemäß durchge​führt werden kann?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Fortführung des Frauennachttaxis im Jahr 1993               - Drs. 787 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Zu welchen Ergebnissen haben die Verhandlungen zwischen dem Referat für Frauen, dem Ordnungsamt und den Betreiber/innen der Taxi- und Mi​nicarunternehmen über die Fortführung der Frauennachtfahrten im Jahr 1993 bislang geführt?



2. a) Welche Probleme treten bei den oben genannten Verhandlungen auf?




b) Welche Maßnahmen sind geeignet, die Verhandlungen voranzutreiben?

3. Kann gewährleistet werden, daß ab dem 01.01.1993 wieder Frauennacht​fahrten durchgeführt werden?



Beschluß: Die Antwort liegt noch nicht vor

36. Grosse Anfragen 

a) Asylbewerber in Kiel                                        - Drs. 741 


​Hierzu liegt folgende Große Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:



1. a) Wie viele Asylbewerber halten sich z. Z. in Kiel auf?

b) Wie hoch ist von ihnen der Anteil an Frauen, der Anteil der Män​ner?

c) Wie hoch ist der Anteil der Familien mit Kindern? In welchem Alter sind die Kinder?

d) Wie viele Asylbewerber sind seit dem 30. Juni 1992 neu hinzugekom​men?

e) Wie viele Asylbewerber sind seit dem 1. Januar 1992 in Kiel gemel​det?




f) Aus welchen Staaten kommen die Asylbewerber?

g) In welchen Herkunftsländern finden nach Ansicht des Magistrats keine politischen Verfolgungen statt?

h) Wie lange halten sich die Asylbewerber im Durchschnitt in Kiel auf?

i) Wie hoch ist die Anzahl der in Kiel lebenden Asylbewerber, die an​erkannt sind? (Aufgeschlüsselt nach Frauen/Männern/Familien mit Kindern/Herkunftsland)

k) In welcher Form ist die Zurückweisung der in Kiel lebenden Asylbe​werber erfolgt?

l) Wie viele Asylbewerber werden pro Jahr abgeschoben?



2. a) Wo sind die Asylbewerber in Kiel untergebracht?





aa) In Gemeinschaftsunterkünften?





bb) In Hotels?





cc) In privaten Unterkünften?




b) In welchen Stadtteilen Kiels befinden sich diese Unterbringungen?




c) Welche Unterbringungsmöglichkeiten stehen noch zur Verfügung?

d) Gibt es Angaben/Erkenntnisse über die Verweildauer in den genann​ten Unterkünften?

e) Sind in Kiel Asylbewerber ohne festen Wohnsitz bekannt? Wenn ja, wie viele?

f) Besteht die Absicht, Asylbewerber auch in Kieler Turnhallen unter​zubringen?

3. a) Welche Gesamtkosten zur Unterbringung der Asylbewerber sind seit Januar 1991 bis heute entstanden?




b) Wer trägt die Kosten? (Aufgeschlüsselt nach Kostenträgern)




c) Gibt es Möglichkeiten der Kostenreduzierung?

d) Wird an einem Lösungskonzept gearbeitet, insbesondere in bezug auf Kosten, Unterbringung und Beschäftigung sowohl für die derzeitige Situation als auch für die Zukunft? Muß weiteres Personal zur Ver-





fügung gestellt werden?

4. a) Wie hoch ist die Zahl der Asylbewerber, die regelmäßig Sozialhilfe erhalten?

b) Wie hoch ist der Umfang des Mißbrauchs der Sozialhilfe?

c) In welcher Form erfolgt die Zurückzahlung der zu Unrecht bezogenen Sozialhilfe?

d) Welche Möglichkeiten sind angedacht, um den Mißbrauch in Zukunft zu verhindern?

e) Wie hoch ist die Zahl der Asylbewerber, die einer Beschäftigung nachgehen?



5. a) Die Kinder der Asylbewerber unterliegen der deutschen Schul-





pflicht; wie werden die Kinder auf die Kieler Schulen verteilt?

b) In welcher Form werden Kinder an die deutsche Sprache herange​führt?

6. a) In welcher Art werden die in Kiel lebenden erwachsenen Asylbewer​ber an die deutsche Sprache herangeführt?

b) Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die regelmäßig an einem Deutsch​kursus teilnehmen? (Aufgeschlüsselt nach Frauen/Männern und Al​tersgruppen)




c) Wie viele davon beenden den Deutschkursus nicht?



7. a) Wie erfolgt die Betreuung der in Kiel lebenden Asylbewerber?





aa) durch die Stadt?

bb) durch die Kirchen? 

cc) durch Privatleute? 





dd) durch soziale Verbände? Um welche handelt es sich?

b) Welche Begegnungsstätten zwischen Asylbewerbern und Kieler Bürgern gibt es?

c) Wie werden sie frequentiert? (Aufgeschlüsselt nach Geschlecht und Alter)

d) Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, die Kontakte zwischen Asylbewerbern und den Kieler Bürgern herzustellen oder zu verbes​sern?

e) Gibt es Erkenntnisse darüber, ob die in Kiel lebenden Asylbewerber an Gemeinschaftsveranstaltungen - z. B. der Sportvereine - teil​nehmen oder sich in kulturellen Einrichtungen beteiligen?

36.
Große Anfragen

a) Asylbewerber in Kiel                                        - Drs. 741 -

Die Antwort liegt zwischenzeitlich vor und ist mit der Zusammenstellung nachgeschickt worden.



In § 13 VI der Geschäftsordnung der Ratsversammlung heißt es:

"Eine Woche vor Beantwortung Großer Anfragen ist jedem Ratsmitglied eine Abschrift der schriftlichen Antwort auszuhändigen, andernfalls erfolgt die Beantwortung erst in der nächsten Sitzung der Ratsversammlung."



Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat und dem Magistrat wird diese Große

Anfrage heute noch nicht beraten, sondern auf die Tagesordnung der näch​sten Sitzung der Ratsversammlung gesetzt.



Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

37. Betreff: Sanierung der Ostseehalle - Bestuhlung 3. Rang -      - Drs. 797 ​Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Bei der neu einzurichtenden Vermögensplanstelle 822/6704 - Sanie-

rung der Ostseehalle - Bestuhlung 3. Rang - wird einer sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe von 1.940.000,00 DM zugestimmt. Die Ausga​be wird gedeckt durch

Zuweisungen                                 627.000,00 DM




Bei der Vermögensplanstelle 822/6416

werden Ausgaben gesperrt in Höhe von      1.313.000,00 DM




                                          1.940.000,00 DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

38. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) schließt die Öffentliche Sitzung.


Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführerin


2. Stellv. Schriftführer


Protokollführer

